
Satzung des Vereins Laufen und Gutes Tun e.V."  

§1  

Name, Sitz und Zweck  

1. Der am 16.08.2005 in 33378 Rheda-Wiedenbrück, OT St. Vit gegründete Verein führt den Namen 

Laufen und Gutes tun e.V. Der Verein hat seinen Sitz in 33378 Rheda-Wiedenbrück, OT St. Vit. Er ist in 

das Vereinsregister beim Amtsgericht Rheda-Wiedenbrück einzutragen.  

2. Der Verein erstrebt die Mitgliedschaft im Fußball- und Leichtathletik-Verband Westfalen e.V. 

(FLVW). Der Vorstand wird ermächtigt, alle zum Erwerb der Verbandsmitgliedschaft erforderlichen 

Willenserklärungen namens des Vereins abzugeben. Mit dem Verbandsbeitritt unterwirft sich der 

Verein und seine Einzelmitglieder der Satzung, den Ordnungen und Richtlinien des FLVW.  

3. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in 

erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen 

Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen oder Gewinnanteile aus den 

Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

4. Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports auf allen Gebieten. Der Satzungszweck wird 

insbesondere verwirklicht durch die planmäßige Pflege aller betriebenen Sportarten. Weiterer Zweck 

des Vereins ist die Förderung der ambulanten Palliativpflege für Kinder, Bethel und der DKMS sowie 

sonstige Vereine oder Gesellschaften, soweit diese als gemeinnützig anerkannt sind.  

a) Unterstützt werden auch hilfsbedürftige Personen i.S. des § 53 Abgabenordnung, und zwar durch 

Geldzuwendungen oder Sachleistungen. Die Mitgliederversammlung benennt auf Antrag 3 Personen, 

die beabsichtigten Leistungen an hilfsbedürftige Personen i.S. des § 53 Abgabenordnung auf deren 

Satzungskonformität hin zu prüfen. Falls die Benannten über beabsichtigte Leistungen in Textform 

informiert wurden und nicht innerhalb 10 Tagen ab Zugang mehrheitlich widersprechen, dürfen die 

Leistungen erbracht werden.  

5. Beim Ausscheiden oder Ausschluss von Mitgliedern und bei Auflösung, Aufhebung oder Wegfall 

des bisherigen Zwecks des Vereins erhalten die Mitglieder keinerlei Anteile am Vereinsvermögen.  

6. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder Wegfall des bisherigen Zwecks fällt das 

verbleibende Vermögen des Vereins an die v. Bodelschwinghschen Stiftungen Bethel, Grenzweg 10, 

33617 Bielefeld zweckgebunden für die Förderung der ambulanten Palliativpflege für Kinder und die 

DKMS Deutsche Knochenmarkspenderdatei gemeinnützige Gesellschaft mbH, Kressbach l, 72072 

Tübingen zu gleichen Teilen mit der Zweckbestimmung, dass dieses Vermögen unmittelbar und 

ausschließlich zur Förderung des Sports, der ambulanten Palliativpflege für Kinder oder der DKMS zu 

verwenden ist.  

§2  

Erwerb der Mitgliedschaft  

1. Mitglied des Vereins kann jede Person werden.  

2. Wer die Mitgliedschaft erwerben will, hat an den Vorstand ein schriftliches Aufnahmegesuch 

zurichten. Bei Minderjährigen ist die Zustimmung der gesetzlichen Vertreter erforderlich. Die 

Aufnahme erfolgt durch den Vorstand.  

§3  

Verlust der Mitgliedschaft  

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Tod oder Ausschluss aus dem Verein. Die Austritts-

erklärung ist schriftlich an den Vorstand zu richten.  

2. Der Austritt ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Frist von 6 Wochen 

zulässig.  



3. Ein Mitglied kann nach vorheriger Anhörung, die mündlich oder schriftlich erfolgen kann, durch 

den Vorstand aus dem Verein ausgeschlossen werden:  

a) wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereins, gegen die Vereinszwecke oder 

die Vereinssatzung;  

b) wegen einer unehrenhaften oder grob unsportlichen Handlung;  

c) wenn es sich den Anordnungen des Vorstandes widersetzt und dies trotz Abmahnung fortsetzt;  

d) wenn es mit Beitragszahlungen von mehr als einem Jahresbeitrag im Rückstand ist und trotz 

Mahnung nicht zahlt.  

Der Bescheid über den Ausschluss ist durch eingeschriebenen Brief mit Begründung zuzustellen.  

§4  

Maßregelungen  

Gegen Mitglieder, die gegen die Satzung oder gegen Anordnungen des Vorstandes oder der 

Abteilungen verstoßen, können nach vorheriger Anhörung vom Vorstand folgende Maßnahmen 

verhängt werden:  

a) Verweis  

b) angemessene Geldstrafe  

c) zeitlich begrenztes Verbot der Teilnahme am Sportbetrieb und den Veranstaltungen des Vereins  

d) zeitlich begrenztes Verbot des Betretens der vom Verein genutzten Sportstätten.  

Der Bescheid über die Maßregelung ist per Einschreibebrief zuzustellen.  

§5  

Beiträge  

1. Jedes Mitglied hat einen Beitrag zu zahlen, jeweils jährlich im Voraus. Die jährliche Mitglieder-

versammlung entscheidet über die Höhe dieser Beiträge sowie über die Festsetzung außer-

ordentlicher Beiträge für besondere Zwecke. Der Beitrag für das Jahr 2005 beträgt 10,00EUR.  

2. Der Vorstand ist berechtigt, in Härtefällen Zahlungserleichterungen oder Beitragsermäßigung zu 

gewähren.  

§6  

Stimmrecht und Wählbarkeit  

1. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder ab vollendetem 16. Lebensjahr  

2. Mitglieder, denen kein Stimmrecht zusteht, können an der Mitgliederversammlung als Gäste 

jederzeit teilnehmen.  

3. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. Das Stimmrecht eines Minderjährigen wird 

durch seine gesetzlichen Vertreter ausgeübt. Der Minderjährige kann persönlich abstimmen, wenn er 

vor Beginn der Abstimmung eine schriftliche Ermächtigung seiner gesetzlichen Vertreter vorlegt.  

§7  

Vereinsorgane  

Organe des Vereins sind:  

a) die Mitgliederversammlung  

b) der Vorstand  

§8  

Mitgliederversammlung  

1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung.  

2. Eine ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) findet in jedem Jahr statt.  

3. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von 14 Tagen mit 

entsprechender Tagesordnung einzuberufen, wenn es  

a) der Vorstand beschließt oder  



b) ein Viertel (wahlweise: ein Zehntel) der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich beim Vorstand 

unter Angabe von Zweck und Gründen beantragt hat.  

4. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch Veröffentlichung in der örtlichen Presse 

„Die Glocke“ und durch Bekanntmachung auf der Homepage des Vereins unter Angabe der 

Tagesordnung. Die Einladungsfrist beträgt 2 Wochen.  

5. Die Tagesordnung der ordentlichen Mitgliederversammlung hat folgende Punkte zu enthalten:  

a) Bericht des Vorstandes  

b) Kassenbericht und Bericht der Kassenprüfer  

c) Entlastung des Vorstandes  

d) Wahlen, soweit diese erforderlich sind  

e) Beschlussfassung über vorliegende Anträge  

f) Festsetzung der Mitgliederbeiträge und außerordentlichen Beiträge  

6. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 

beschlussfähig  

7. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen gefasst. 

Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt. Jedes Mitglied hat eine 

Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich oder für ein Mitglied unter Vorlage einer schriftlichen 

Vollmacht ausgeübt werden. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von 2/3 der gültig 

abgegebenen Stimmen beschlossen werden.  

8. Anträge können gestellt werden:  

a) von den Mitgliedern  

b) vom Vorstand  

9. Über Anträge, die nicht schon in der Tagesordnung verzeichnet sind, kann in der 

Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn diese Anträge mindestens 8 Tage vor der 

Versammlung schriftlich bei dem Vorstand des Vereins eingegangen sind. Später eingehende Anträge 

dürfen in der Mitgliederversammlung nur behandelt und entschieden werden, wenn ihre 

Dringlichkeit mit einer Mehrheit von 2/3 der gültig abgegebenen Stimmen bejaht wird. 

Ausgenommen hiervon sind Satzungsänderungen. Diese müssen auf der Tagesordnung stehen.  

§9  

Vorstand  

1. Der Vorstand besteht aus bis zu 5 Mitgliedern. Sie führen die Geschäfte des Vereins und vertreten 

ihn.  

2. Jedes Mitglied des Vorstandes ist einzeln vertretungsberechtigt. Die Vertretungsmacht des 

Vorstandes ist, soweit der Vorstand aus mehr als einer Person besteht, intern und in der Weise 

beschränkt, dass er bei Rechtsgeschäften von mehr als EUR 500,00 verpflichtet ist, die Zustimmung 

eines weiteren Mitglieds des Vorstandes einzuholen. 

3. Der Vorstand leitet den Verein. Seine Sitzungen werden von einem Mitglied des Vorstandes 

geleitet. Er tritt zusammen, wenn es das Vereinsinteresse erfordert oder drei Vorstandsmitglieder es 

beantragen. Er ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend ist. Bei 

Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes ist der Vorstand berechtigt, ein neues Mitglied kommissarisch 

bis zur nächsten Wahl zu berufen.  

4. Zu den Aufgaben des Vorstandes gehören:  

a) die Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung  

b) die Bewilligung von Ausgaben  

c) Aufnahme, Ausschluss und Bestrafung von Mitgliedern.  

 

§ 10  

Protokollierung und Beschlüsse  



Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlungen ist jeweils ein Protokoll anzufertigen, das vom 

Versammlungsleiter und dem von ihm bestimmten Protokollführer zu unterzeichnen ist.  

§11 

Wahlen  

Die Mitglieder des Vorstandes, die Abteilungsleiter sowie die Kassenprüfer werden auf die Dauer von 

2 Jahren gewählt. Sie bleiben solange im Amt, bis der Nachfolger gewählt ist. Wiederwahl ist zulässig.  

§12 

Kassenprüfung  

Die Kasse des Vereins sowie evtl. Kassen der Abteilungen werden in jedem Jahr durch zwei von der 

Mitgliederversammlung des Vereins gewählte Kassenprüfer geprüft. Die Kassenprüfer erstatten der 

Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht und beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der 

Kassengeschäfte die Entlastung des Vorstandes.  

§13 

Auflösung des Vereins  

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 

beschlossen werden. Auf der Tagesordnung dieser Versammlung darf nur der Punkt ,,Auflösung des 

Vereins" stehen.  

2.Die Einberufung einer solchen Mitgliederversammlung darf nur erfolgen, wenn es  

a) der Vorstand mit einer Mehrheit von Dreivierteln aller seiner Mitglieder beschlossen hat oder  

b) von Zweidritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins schriftlich gefordert wurde.  

3. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 50 % der stimmberechtigten Mitglieder 

anwesend sind. Die Auflösung kann nur mit einer Mehrheit von Dreivierteln der erschienenen 

stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. 


